
246 Gesetzblatt Teil I Nr. 25 — Ausgabetag: 20. August 1980

§15
(1) Gegen die Entscheidung des Direktors des Seefahrts­

amtes gemäß § 14 Abs. 1 Ziffern 2 und 3 steht dem Seekom­
missar die Beschwerde zu. Sie ist innerhalb von zwei Wochen 
nach Zugang der Entscheidung schriftlich beim Direktor des 
Seefahrtsamtes einzulegen.

(2) Hält der Direktor des Seefahrtsamtes die Beschwerde 
in vollem Umfang für begründet, hat er seine Entscheidung 
zu ändern; anderenfalls ist die Beschwerde innerhalb 1 Woche 
nach Eingang dem Minister für Verkehrswesen zur Entschei­
dung vorzulegen.

(3) Über die Beschwerde ist schriftlich zu entscheiden. Die 
Entscheidung des Ministers für Verkehrswesen ist endgültig.

§16
(1) Stellt der Direktor des Seefahrtsamtes das Verfahren 

ein oder führt er ein Ordnungsstrafverfahren durch, kann er 
zur Beseitigung der Ursachen und Bedingungen von Rechts­
verletzungen den Betrieben Auflagen erteilen sowie Empfeh­
lungen zur Auswertung geben.

(2) Die Betriebe haben dem Seefahrtsamt über die Erfül­
lung der Auflagen innerhalb der ihnen gesetzten Frist zu be­
richten.

§17
Untersuchung von anderen Vorkommnissen

(1) Die Leiter der Betriebe, denen gemäß § 5 Abs. 2 die 
Untersuchung von anderen Vorkommnissen obliegt, sind ver­
pflichtet, alle die dem Vorkommnis zugrunde liegenden Be­
dingungen und Ursachen aufzuklären und die zu ihrer Besei­
tigung erforderlichen Maßnahmen zu treffen. In den Betrie­
ben bestehende Schiffssicherheitsäktive sind bei der Unter­
suchung mit einzubeziehen.

(2) Die Leiter der Betriebe sind berechtigt, die Untersuchung 
anderer Vorkommnisse durch das Seefahrtsamt zu beantra­
gen.

(3) Die Leiter der Betriebe berichten in bestimmten Abstän­
den über das Ergebnis ihrer Untersuchungen dem Direktor 
des Seefahrtsamtes und dem Seekommissar.

(4) Der Direktor des Seefahrtsamtes und der Seekommissar 
haben den Leitern der Betriebe Anleitung für die ordnungs­
gemäße Untersuchung von anderen Vorkommnissen zu geben. 
Der Seekommissar ist berechtigt, bei den Untersuchungen 
mitzu wirken.

2. Unterabschnitt 
Vorbereitung der Verhandlung

§18
(1) Der Vorsitzende der Seekammer hat die Verfahrens­

unterlagen unverzüglich nach deren Eingang zu prüfen und 
die Verhandlung vor der Seekammer vorzubereiten. Er kann 
vom Direktor des Seefahrtsamtes die Ergänzung und Ver­
vollständigung der Verfahrensunterlagen insbesondere die Be­
schaffung weiterer Beweismittel verlangen.

(2) Der Vorsitzende hat den Termin der Verhandlung und 
die Teilnehmer zu bestimmen sowie deren Ladung zu veran­
lassen. In der Ladung ist die Stellung des Geladenen in der 
Verhandlung zu bezeichnen und darauf hinzuweisen, daß 
dem Geladenen bei schuldhaftem Ausbleiben die dadurch 
entstandenen Kosten ganz oder teilweise auferlegt werden 
können. Der Termin der Verhandlung ist so zu bestimmen, 
daß der Beteiligte seine Rechte gemäß § 19 wahrnehmen 
kann.

(3) Zur Verhandlung sind der Beteiligte und der Betrieb 
sowie erforderlichenfalls "Zeugen, Sachverständige, Dol­
metscher und Vertreter anderer staatlicher Organe, Betriebe 
oder Einrichtungen zu laden. Die Hinzuziehung eines Dol­
metschers ist zu veranlassen, wenn Beteiligte, Zeugen oder 
Sachverständige der deutschen Sprache nicht mächtig sind und 
aus diesem Grunde der Verhandlung nicht folgen können.

(4) Die Verhandlung ist dort durchzuführen, wo ihre größte 
gesellschaftliche Wirksamkeit erreicht werden kann.,

§19
(1) Dem Beteiligten und dem Betrieb ist mit der Ladung 

der Untersuchungsbericht zuzuleiten.
(2) Der Beteiligte kann sich zum Untersuchungsbericht 

schriftlich äußern und Beweismittel benennen. Die schriftliche 
Äußerung hat so rechtzeitig zu erfolgen, daß die Beiziehung 
der darin benannten Beweismittel zur Verhandlung möglich 
ist. Das gleiche Recht steht dem Betrieb zu.

(3) Deb Beteiligte hat an der Verhandlung teilzunehmen. 
In Ausnahmefällen kann bei begründeter Abwesenheit des 
Beteiligten und mit dessen Einverständnis verhandelt wer­
den. Bei unbegründetem Fernbleiben des Beteiligten kann 
die Verhandlung ohne dessen Einverständnis durchgeführt 
werden.

(4) Der Beteiligte kann sich eines Beistandes bedienen. Ein 
in der Deutschen Demokratischen Republik zugelassener 
Rechtsanwalt kann als Beistand bevollmächtigt werden. Die­
sem ist auf Verlangen Einsicht in die Verfahrensunterlagen 
zu gewähren.

(5) Eine Person kann im Verlauf der Verhandlung zum 
Beteiligten erklärt werden. In diesem Falle ist die Verhand­
lung auf Verlangen des Beteiligten zu vertagen, wenn er das 
nach Belehrung durch den Vorsitzenden beantragt.

3. Unterabschnitt 
Die Verhandlung

§20
Grundsätze

(1) Die Verhandlung ist öffentlich und mündlich. Sie ist in 
würdiger Form durchzuführen.

(2) Der Vorsitzende leitet die Verhandlung. Ihm obliegt die 
Aufrechterhaltung der Ordnung in der Verhandlung; er kann 
Personen, die die Ordnung stören, aus dem Verhandlungs­
raum weisen.

(3) Der Vorsitzende kann die Öffentlichkeit ganz oder teil­
weise für die gesamte Verhandlung oder für einen Teil der­
selben ausschließen, wenn es zur Geheimhaltung bestimmter 
Tatsachen erforderlich ist. Die Entscheidung des Vorsitzen­
den ist unanfechtbar.

(4) Anträge auf Ausschluß der Öffentlichkeit können vom 
Seekommissar sowie vom Betrieb gestellt werden.

Feststellung des Sachverhaltes
§21

(1) In der mündlichen Verhandlung ist der Seeunfall zu 
erörtern und der für den Spruch erhebliche Sachverhalt auf­
zuklären und festzustellen.

(2) Der Vorsitzende eröffnet die Verhandlung mit einer 
Darstellung des Verhandlungsgegenständes und gibt dem Be­
teiligten, dem Betrieb und dem Seekommissar Gelegenheit


